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GERFRIED SPERL

Was ist Trump – Sozialist
oder Rechtspopulist?

„Donald
Trump ist das
Überbleibsel
eines sterben-
den Amerika.
Doch nun
wird ihm die
Zukunft des
Landes gehö-
ren“, schreibt

der amerikanische Literatur-
historiker und Kulturphilosoph
Adrian Daub auf Zeit online.
„Die (europäisch inspirierten)
Errungenschaften der letzten
Jahre werden 2017 nicht über-
dauern.“ Und dann: „Trotz-
dem ist Trump ein europäi-
scher Import (...). Er hat sich
von den Rechtspopulisten
Europas inspirieren lassen
und er hat deren Krawallstil
kopiert.“ So weit Daub.

G anz anders Christian
Ortner, Presse-Kolum-
nist und Liebling der

österreichischen Konservati-
ven. „Eines kann man Trump
nicht vorwerfen, ohne den Bo-
den der argumentativen Red-
lichkeit zu verlassen; dass er,
abgesehen vom Stilistischen,
nicht zu gefühlten 80 Prozent
jene Forderungen vertreten
würde, für die in Europa die
politische Linke steht.“

Also was stimmt jetzt? Ist
Trump ein Rechtspopulist wie
der niederländische Blond-
schopf Geert Wilders? Oder ist
er vielmehr, nach der Einschät-
zung Ortners, ein versteckter
Neomarxist, links von Christian
Kern und Oscar Lafontaine?

Sicher ist nur eines: Trump
ist ein gewiefter Bauunterneh-
mer, der wie viele andere den
Wirtschaftsliberalismus ameri-
kanischer Prägung genützt hat
und stinkreich geworden ist.

Weder Kommentare noch
Analysen bescheinigen ihm
juristisches oder gar politik-
wissenschaftliches Grundwis-
sen. Ob dieser Ignoranz wird
er jetzt sogar gelobt, denn ge-
bildete Leute wie Barack Oba-
ma seien mittlerweile so abge-

hoben, dass sie die Sorgen der
einfachen Leute gar nicht
mehr verstünden.

Eine perfide These, weil sie
letztlich unterstellt, nur wenig
Gebildete könnten „das Volk“
verstehen. Etwas ganz anderes
ist richtig: Wenn Obama ein
Mann der Aufklärung ist (wo-
für vieles spricht), dann ist der
siegreiche Gegenentwurf noch
lange kein Triumph der
Gegenaufklärung. Trump ist
weder religiös noch funda-
mentalistisch, sondern brutal
pragmatisch. Sein Sieg ist der
Gugelhupf der Wut.

B ernd Ulrich, stv. Chef-
redakteur der Zeit, for-
muliert es noch schärfer

und widerspricht all jenen, die
(auch in Österreich in der Fra-
ge Hofer) glauben und sagen,
es werde schon nicht so wild
kommen. „Trump ist ein
Mann der Affekte“, schreibt
Ulrich. „Er ist unglaublich be-
dürftig nach permanenter An-
erkennung, Selbstinszenie-
rung, Rauferei, während ihm
geduldiges Arbeiten schwer-
fallen dürfte. Tempokratie ist
seine Herrschaftsform, Erre-
gung sein Betriebssystem.“

Weshalb mit einer „irrlich-
ternden Weltmacht“ auch die
Kriegsgefahr steige. Wie viel
ist ihm die Beistandsgarantie
der Nato wert? Wie viel der
Schutz der westlichen Demo-
kratie, wenn er in Sachen
Pressefreiheit gleich tickt wie
Tayyip Erdogan? Beide, der
Amerikaner und der Türke,
geben den Medien die Schuld
an Demonstrationen.

Damit wird die öffentliche
Meinung autoritär geprägt. Da-
vid Remnick verweist im New
Yorker auf George Orwell, der
vor einem halben Jahrhundert
geschrieben hat: „Die relative
Freiheit, die wir genießen,
hängt von der öffentlichen Mei-
nung ab.“ Die ignoriere sogar
Gesetze, wenn ihr danach ist.
gerfried.sperl@derStandard.at
p derStandard.at/Sperl

Für einige der Opfer geht die in dieser Woche im
Parlament stattfindende „Geste der Verantwortung“

von Politik und Kirche nicht weit genug.
Sie hat allerdings einen hohen symbolischen Wert,

den man nicht unterschätzen sollte.

tenheit und macht deutlich, dass
hier ein Akt von hoher Symbol-
kraft gesetztwerden soll. Das kann
aber nicht das Ende der Ausein-
andersetzung mit diesem düste-
ren Kapitel aus der jüngeren Ge-
schichte sein. Sei es, dass – soweit
rechtlich noch möglich – unmit-
telbar Verantwortliche strafrecht-
lich verfolgt werden, oder sei es,
dass zu Recht finanzielle Ansprü-
che erhoben werden. Auch die
Erforschung der Vorgänge darf
nicht als abgeschlossen gelten,
vielmehr gibt es hier noch viele
blinde Flecken, die der Aufarbei-
tung harren.

Nicht zuletzt aber geht es jeden-
falls auch darum, die notwendi-
gen Lehren zu ziehen: Die staatli-
chen und kirchlichen Institutio-
nen trifft die unabdingbare Ver-
pflichtung, dafür Sorge zu tragen,
dass allenMenschen,die ihrerOb-
hut anvertraut sind, nie wieder
Ähnliches widerfahren kann.

BARBARA HELIGE (Jahrgang 1958) ist
Familienrichterinundsteht demBezirks-
gericht Döbling vor. Sie leitete 2011 bis
2013 die „Kommission Wilhelminenberg
zur Untersuchung von Missbrauchs-
vorwürfen im ehemaligen Kinderheim
SchlossWilhelminenberg“.Amkommen-
den Donnerstag findet im Parlament eine
„Geste der Verantwortung“ für Miss-
brauchsopfer statt.

Missbrauch: Schuld, Sühne, Verzeihung

Barbara Helige

D er richtige Umgang mit
Schuld und Sühne ist von
jeher eine der großen Her-

ausforderungen für menschliche
Gesellschaften. Es ist ein tief im
Menschen sitzendes Empfinden:
Schuld verlangt nach Sühne. Die
direkte Wiedergutmachung von
Leid und Unrecht ist aber oft nur
sehr unbefriedigend oder gar nicht
möglich. Etwa wenn Familien
durch Verschulden eines Dritten
eines ihrer Mitglieder verlieren.
Oder wenn Menschen in ihrer
Kindheit Gewalt und Missbrauch
erleiden und die damit verbun-
dene Last ein ganzes Leben lang
tragen müssen. Was – abgesehen
von finanzieller Abgeltung – kann
den Menschen helfen, mit ihrem
Schicksal besser fertigzuwerden,
und ihnen Erleichterung verschaf-
fen, wenn schon von „Wiedergut-
machung“ kaum die Rede sein
kann? Was muss getan werden,
um diese Erleichterung zu bewir-
ken?

Diese grundsätzlichen Fragen
stellte sich die von der
Stadt Wien in den Jahren
2011 bis 2013 eingesetzte
und von mir geleitete
„Kommission Wilhelmi-
nenberg zur Untersu-
chung der Missbrauchs-
vorwürfe im ehemaligen
Kinderheim Schloss Wil-
helminenberg“ von Be-
ginn ihrer Tätigkeit an.
Die Antwort versuchten
wir in erster Linie vonden
vielen ehemaligen Heim-
kindern zu erhalten. Die-
se Frage stellte daher auch einen
fixen Bestandteil der Interviews
dar. In vielen dieser Gespräche
haben Betroffene – neben dem
Verlangen nach strafrechtlicher
Ahndung – den Wunsch nach
einem Schuldeingeständnis sei-
tens der Politik und einer öffentli-
chen Entschuldigung an führen-
der Stelle genannt, immer wieder
erschien das Betroffenen noch
wichtiger als eine finanzielle An-
erkennung ihres Leids.

Entschuldigung
Eine der Empfehlungen an die

Politik imSchlussbericht derKom-
mission Wilhelminenberg lautet
denn auch: „Der erste und jeden-
falls notwendige Schritt ist eine
Entschuldigung an all jene, deren
Kindheit durch den Heimaufent-
halt zerstört wurde. Es ist notwen-

dig, dass die heutigen Repräsen-
tanten der Jugendwohlfahrt aus
Politik und Verwaltung das Un-
recht und das daraus erwachsene
Leid anerkennen und öffentlich
um Verzeihung bitten.“

Verantwortung
Wenn das offizielle Österreich

und die Kirche am 17. November
nun im Parlament eine „Geste der
Verantwortung“ gegenüber jenen
Menschen, die in der Zweiten Re-
publik in staatlichen und kirchli-
chen Heimen Gewalt und Miss-
brauch erlitten haben, setzen, ist
doch einewichtige Forderung ehe-
maliger Heimkinder bei den Ver-
antwortlichen angekommen. Es
stellt dies einen – wenn auch spät
gesetzten – wichtigen Schritt dar:
nämlich Heimkinder für ihr erfah-
renes Leid zu „entschulden“ und
an ihrer Stelle – spät, aber doch –
Politik undGesellschaft indieVer-
antwortung zu nehmen.

Nicht alle sind damit restlos
glücklich. So äußerte etwa auch
ein Betroffener im STANDARD die
Befürchtung, dass die Republik

sich mit „der Zeremonie
reinwaschen“ wolle. Aus
der Sicht des Betroffenen
ist diese Sorge auch sehr
gut nachvollziehbar –
nicht zuletzt, da die Po-
litik die schweren Miss-
handlungen und Verbre-
chen in öffentlichen Hei-
men sträflich lange igno-
riert hat.

In den Gesprächen mit
den Betroffenen war stets
eingroßesBedürfnisspür-
bar:DasdenHeimkindern

widerfahrene Unrecht müsse of-
fen benannt und festgemacht wer-
den. Das ist auch nur zu verständ-
lich, hat die Gesellschaft ihnen
doch jahrzehntelang ein Gefühl
der Wertlosigkeit vermittelt und
Schuld an Missbrauch und Miss-
handlung zugewiesen. Dieses Ge-
fühl begleitete viele ein Leben
lang. Umso wichtiger ist es daher,
spät, aber dafür umso deutlicher
die wahre Verantwortung zu be-
nennen

Selbstverständlich kann eine
solche „Geste der Verantwortung“
nicht in Konkurrenz zu finanziel-
len Ansprüchen stehen. Ebenso
falsch wäre aber das Argument,
der Staatsakt sei nichts wert, weil
er den Betroffenen kein Geld brin-
ge. Eine klare Anerkennung von
Schuld durch die höchsten Reprä-
sentanten des Staates ist eine Sel-

Parlamentarier ließen vor dem Nationalrat Luftballons steigen, um auf den Schutz von Kindern
aufmerksam zu machen. Am Donnerstag wird es die „Geste der Verantwortung“ geben.
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Barbara Helige:
Unrecht be-
nennen und
festmachen.

Foto: Corn

Klimaschutz fährt öffentlich

Betrifft: „Thema:Klimakonferenz in
Marokko“

der Standard, 7. 11. 2016
In Paris war man sich einig: Emis-
sionen reduzieren, erneuerbare
Energien ausbauen und die Erd-
erwärmung eindämmen. Bei der
Klimakonferenz in Marrakesch
muss es darum gehen, wie man
diese Ziele erreicht. Der Straßen-
verkehr in Österreich ist einer der
größten Klimasünder. Er verur-
sacht mehr als ein Viertel aller
Treibhausgasemissionen.

Den Klimawandel bremsen wir
aber nicht auf der Landstraße zwi-
schen schrumpfenden Ortschaf-
ten oder im Fernreiseverkehr auf
der Autobahn ein, sondern in den
Städten. Mehr als die Hälfte der
Weltbevölkerung lebt in Städten,
Tendenz steigend. Auch Wien
wächst und ist die am schnellsten
wachsende Millionenstadt Mittel-
und Osteuropas.

Eine klimafreundliche urbane
Mobilität ist der Schlüssel für eine
lebenswerteZukunft. Insbesonde-
re die U-Bahn ist dem motorisier-
ten Individualverkehr um Längen
voraus. Nur fünf Prozent der CO2-
Äquivalent-Emissionen werden
von der U-Bahn verursacht. Und
das, obwohl sie einFünftel derVer-
kehrsleistung in Wien erbringt.
Auch den Platz nutzt sie 20-mal
effizienter als der Pkw-Verkehr.

Öffentlicher Verkehr bedeutet
Klimaschutz. Daher muss er wei-
ter ausgebaut werden. So wie in
Wien mit der Verlängerung der U1
oder dem Projekt U2/U5. Diesen
Weg gilt es fortzusetzen – nicht
nur in Wien. Günter Steinbauer
Vorsitzender der Geschäftsführung

der Wiener Linien

Nicht ernst zu nehmen?
Betrifft: Nach der US-Wahl

der Standard, 10. 11. 2016
ÖVP-Klubchef Reinhold Lopatka
bejubelt auf Twitter den Sieg von

LESERSTIMMEN
Donald Trump. Damit macht er
auch keinen Hehl daraus, dass er
eine Person als amerikanischen
Präsidenten begrüßt, die in einem
Interview von sich gibt, „jederzeit
ungestraft auf der Straße jeman-
den erschießen und Frauen zwi-
schen die Beine greifen zu kön-
nen“. Wo bleibt der Aufschrei sei-
ner Parteikollegen?

All jene, die Trump gewählt ha-
ben oder dessen Sieg bejubeln,
teilen, dulden oder negieren die-
se menschenverachtenden, sexis-
tischen und gefährlichen Ankün-
digungen.

Versuche der Entschuldigung
im Sinne von „Diese Äußerungen
darf man einfach nicht so ernst
nehmen“ sind ebenso besorgnis-
erregend. Denn: Was wird aus
einer Gesellschaft, deren politi-
sche Vertreter und Repräsentan-
tenunberechenbarundnicht ernst
zu nehmen sind?

Maria Pötscher-Eidenberger
per Mail


